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Bonn, den 10. Februar 1965 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Bundesdisziplinarordnung 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
— Drucksache IV/3002 — 


Die Kleine Anfrage wird wie folgt beantwortet: 

Entgegen der Annahme der fragestellenden Fraktion haben die 
disziplinarrechtlichen Ermittlungen und Ahndungen wegen Ver- 
letzung außerdienstlicher Pflichten in den letzten Jahren nicht 
zugenommen, sondern sind erheblich zurückgegangen. Die Zahl 
der Disziplinarverfügungen gegen Bundesbeamte ist allgemein 
von 1957 bis 1964 um etwa 43 v. H. zurückgegangen. Der Rück- 
gang gilt auch für die Ahndungen wegen außerdienstlicher Ver- 
fehlungen, die mindestens im gleichen Verhältnis zurückgegan- 
gen sind, wobei nicht auszuschließen ist, daß die Entwicklung 
bei den verschiedenen Arten außerdienstlicher Verfehlungen 
unterschiedlich war. Da die Zahl der Bundesbeamten von 1957 
bis 1964 um etwa 61 000 Beamte angestiegen ist, hat sich der 
Vomhundertsatz der mit einer Disziplinarverfügung bestraften 
Beamten in den letzten sieben Jahren noch weiter verringert. 

Der starke Rückgang der Disziplinarverfügungen ist in erster 
Linie darauf zurückzuführen, daß der Bundesdisziplinaranwalt 
in Erfüllung seiner gesetzlichen Aufgabe zur Sicherung einer 
einheitlichen Ausübung der Disziplinargewalt im Einvernehmen 
mit den Dienstvorgesetzten darauf hingewirkt hat, daß bei Zu- 
widerhandlungen gegen staatliche Ordnungsvorschriften durch 
Bundesbeamte eine disziplinäre Ahndung unterbleibt, wenn es 
sich um geringfügige Verstöße handelt, die keine innere Bezie- 
hung zu dem amtlichen Pflichtenkreis des Beamten haben. In 
solchen Fällen liegt kein Dienstvergehen vor, so daß eine diszi- 
plinarrechtliche Verfolgung nicht gerechtfertigt wäre. 

Dies vorausgeschickt werden die gestellten Fragen wie folgt 
beantwortet: 

Zu Frage 1 

Die Frage wird verneint. Schon wiederholt ist in früheren Jah- 
ren der Versuch unternommen worden, die disziplinarrechtlich 
erheblichen außerdienstlichen Pflichten der Beamten gesetzlich 
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abzugrenzen. Dies ist aber stets an der Vielgestaltigkeit der 
Einzelfälle gescheitert. Die Frage kann nur von Fall zu Fall 
durch die Rechtsprechung entschieden werden. Gerade auch bei 
Verkehrsdelikten läßt sich jeweils nur nach den Umständen des 
Einzelfalles beurteilen, ob das von dem Beamten dabei gezeigte 
Verhalten der Achtung und dem Vertrauen gerecht wird, die 
sein Beruf erfordert, oder ob eine Ansehensschädigung einge- 
treten ist. Das gleiche gilt für Richter und Soldaten. 

Zu Frage 2 

Die generelle Einführung einer Verfolgungsverjährung er- 
scheint nicht angebracht. Ein Dienstvergehen kann so schwer- 
wiegend sein, daß es die Entfernung des schuldigen Beamten 
auch nach langem Zeitablauf noch erfordert, weil der Täter als 
Beamter nicht mehr tragbar ist. Der inzwischen fertiggestellte 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und Ergänzung der Bun- 
desdisziplinarordnung, der in Kürze den gesetzgebenden Kör- 
perschaften vorgelegt werden wird, sieht aber ein disziplinäres 
Bestrafungsverbot für alle leichteren und mittelschweren 
Dienstvergehen vor, die mehr als fünf Jahre zurückliegen. Un- 
beschränkt sollen künftig nur solche Dienstvergehen bestraft 
werden können, die die Höchststrafe oder die für den Beschul- 
digten nächstniedrigere Disziplinarstrafe rechtfertigen. 


Hermann Höcherl 
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